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Art der bau 1 i chen rtulzung ( § 9 Abs. 1 ll r. 1 BauGB, §§ 1 - 1!; BilutiVC) 

MI 

I GEEI 

I GE I 

Hischgebiet (§ 6 BauNVO) 
(siehe Texttei l Nr. 1.1) 

Eingeschränktes Gewerbegebiet 
(§ 8 BauNVO i.V . mit § 1 Abs. 4 BauNVO) 
(siehe Textteil !Ir. l.2) 

Gewerbegebiet (§ ß ßauNVO) 
(siehe Textteil Nr. 1 .3) 

•1as der baulichen Nutzung I§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO) 
(Beispiele für den Eintrag in die Nutzungsschablone) 

@ 
0.7 

TH 

FH 

Bauweise 

0 

0 

Geschoßflächenzahl (§ 20 BauNVOl 

Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 

Traufhöhe 

Firsthöhe 

(§ 9 Abs. 1 Nr . 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 

abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

Überbaubare und nicht llberbaubare GrundstUcksflächen, 
Baugrenzen (§ 9 Abs . 1 Nr. 2 BauGB, § 23 B~uNVO) 

.. -uberbaubare GrundstUcksfläche 
, __ 

nicht überbaubare C.r!lndstücksfl äche 

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 B~uNVO ) 



Stallung baulicher Anlagen(§ 9 Abs. 1 Nr . 2 SauGB) 

Gebäudestellung oder Firstrichtung 

Verkehrsflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

.--- -----. Verkehrsflächen: 
.__ Straßenfläche 

~~~'. ~ f-ehwegfläche 

, 

(;I e-- Öffentliche Parkpl ätze 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 

Sichtfläche (Sicht feld) (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Grünanlage als Bestandteil von Verkehrsanlagen 
(§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) 

, Bereich für Ein- und Ausfahrt 

w w w .. Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr . 21 BauGBl 

~~~~~ Leitungsrecht 

Versorgungsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr . 12 BauGß) 

I () I Trafostation 



Öffentliche GrUnflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

öffentliche Grünfläche 

Pflanzgebot und Pflanzbindung ( § 9 Abs. 1 Nr . 25 BauGB) 

••• • ••••• • • • p f Z • Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
• • ••••••••• 

Festlegung von Einzelbäumen 

Flächen für Aufsch üttungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 und 26 BauGB) 

oc::~:: l Auf Schüttungen (Ge llindemode 11 i erung) 

I I 1 I I I 1 1 I 1 Aufschlittung I Ii I I I I Ii I .,. , .,_.!....-
1 .1- _~..-- .J.. 

,J.-

Abgrabung 

zur Herstellung des 
Straßenkörpers 

Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

---- Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplans 

\ 



Abgrenzungen (z.B. § 1 Abs . 4, § 16 Abs. 5 BauNVO) 

... _ ._.. _.. _.._.. Abgrenzung unterschied! icher Nutwngen 

)( )( )( )( u Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen 
z.B. Höhenfestsetzungen de( Gebl!ude oder 
Gebäudeste 11 ung 

Festsetzungen der äußeren Gestal tung (§ 73 LBO) 

so 
FD 
ON 

Satteldach 

Flachdach 
Dachneigung 

Nachricht liehe Hinweise 

- --_-- geplante unverbindliche Grundstücksgrenzen 

FUllschema der Nutzungsschablonen 

Baugebiet 

Grund flachen­
zahl 

Bauweise 

Höhenfestregungen 

Geschontrochen­
zahl 

Dachform 

, 



Textliche Festsetzungen 

In Ergänzung der Planteichen wird folgendes fes tgesetzt: 

I. Planungsrechtl iche Festsetzungen (§ 9 BauGB und BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 ßauGB und §§ 1 - 15 BauNVO 

entsprechend Pl aneinschrieb (Nutzungsschablone) 

l .l Mischgebiet (Mi) (§ 6 BauNVOl 

Tm Mischgebiet (Mi) sind die Nutzungen nach § 6 AtJ.s. 2 Nr . 1 - 5 BauNVO 
zugelassen . 
Oie Nutzungen nach § 6 Abs . 2 Nr. 6 und Nr. 7 Ba.uNVO sind nicht zuge­
lassen (§ 1 Abs. 5 BauNVO) 

1.2 Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEE) (§ 8 BauNVO i.V. mit§ 1 Abs. 4 

ßauNVO) 

1. 3. 

1. 31 

a) Tm eingeschränkten Gewerbegebi et 
von § 8 Abs. 1 und Abs . 2 ßauNVO 
lässig: 

(GEE) sind Gewerbebetr iebe i .S. 
mit folgenden Einschränkungen zu-

1. Die Gewerbebetriebe und gewerblichen Anlagen dürfen das Wohnen 
nicht wesentlich stören . 
(§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 

2. Einzelhandelsbetriebe des Lebensmittelgewerbes und Fachmärkte 
(SB-Märkte) sind nicht zulässig (§ 1 Abs . 9 ßauNVO) 

b) Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEE) können ausnahmsweise 
Wohnungen ftir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 
für Betriebsleiter und Betriebsinhaber zugelassen werden-4(0f' 
Jedoch dürfen pro Gewerbegrundstück max. 2 Wohn~ngen er(!~ ~1~1 
stellt werden, wobei die Geschoßfläche der Wohnnutzung , 
kleiner als die Geschoßfläche der gewerblichen Nutzung \ : 
sein muß. Die nach § 8 A.bs . 3 Nr. 2 BauNVO vorgesehenen ~ 
Ausnahmen sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes 
und somit nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

Gewerbegebiet (GE) (§ 8 BauNVO) 

Im Gewerbegebiet (GE) sind Gewerbebetriebe i . S. von § 8 Abs. 1 
und Abs. 2 B<!uNVO mit folgender Ei nschränkung zulässig: 

a) Einze 1 hande 1 sbetri ebe des Lebensmitte lgewer'bes und Fachmärkte 
(SB-Märkte) sind nicht zul ässig(§ 1 Abs . 9 BauNVO). 

~) Obh'Hllla·g JH llgl 1 EI H Hhlh ' 71>1 1 )I a ' rd 'lk' 
J ljfs ' 5 J ( fi 2 

) 9 t 2 Q ß f w:g ) ' 9 
-4 

1.32 Im Gewerbegebiet (GE) können ausnahmsweise Wohnungen nach 
§ 8 Abs. 3 Nr. 1 zugelassen werden. Jedoch dürfen pro 
Gewerbegrundstück max. 2 Wohnungen erstellt werden, wo-
bei die Geschoßfläche der Wohnnutzung keiner als di".,.,...",._ 
Geschoßfläche der gewerblichen Nutzung sein muß. 



.. . 

2. Maß der baulichen Nutzung I§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO) 

entsprechend Planeinschrieb (Nutzungsschablonel 

2.1 Grundfläche .(§ 19 BauNVO) 

Im Einzelfan kann als 1\usnahme eine Uberschrei t ung der Grundflächen­
zahl um maximal 0,1 zugelassen werden, wenn die Geschoßfl~chenzah l 
nicht überschritten wird (§ 17 Abs. 5 BauNVO). 

2. 2 Geschoßfläche (§ 20 BauNVO) 

3. 

Bei der Ermittlung der Geschoßflliche bleiben die Flächen von Stell­
plätzen und Garagen in Voll geschossen unberücksichtigt (§ 21 a Abs. 4 
Nr. 3 BauNVO) 

Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 ßauGB, § 22 ßauNVO) 
! 

entsprechend Planeinschrieb (Nutzungsschablone) 

o ~ offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVOl 

a = abweichende Bauweise (§ 22 Abs . 4 BauNVO) 
entsprechend der offenen Bauweise, jedoch ohne 
Beschränkung der Gebäudelänge 

4. Oberbaubare GrundstUcksfl~che (§ 9 Abs . 1 Nr . 2 BauGB und 
§ 23 Abs. 5 BauNVO) 

entsprechend Festlegung im Lageplan. 

Ausnahmsweise kann ein Vortreten von Gebäudeteilen über die festge­
legte Baugrenze bis maximal 1,0 m zugelassen werden. 

5. Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs . 1 Nr. 2 BauGB) 

Die 1m Bebauungsplan festgelegte Stellung der baulichen Anlagen (First­
richtung) ist einzuhalten . 

6. Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Die im Lageplan eingetragenen Sichtfelder sind von sichtbehindernder 
Nutzung und Bepflanzung von mehr . als O, B m Höhe Uber der Fahrbahn 
frei zuha 1 ten . . 

\ 



7. Höhen Jage der bau 1i chen An 1 agen ( § 9 Abs . 2 SauGB) 

Fest 1 egung der maxima 1 en First- und Traufhöhe entsprechend P 1 an­
einschrieb (Nutzungsschablone). 

Die zulässi gen Höhenbegrenzungen beziehen sich auf die festge­
legte Geländeoberfläche. 

Die maximale Traufhöhe wird vom festgelegten Gelände wie folgt 
ermittelt: 

a) Bei Satteldächer bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit 
der Dachhaut 

b) Bei Flachdächer bis Oberkante Dach 1 
:-

(bei abweichenden Oachf<?_rmen' entsprechend) • 

Ausnahmsweise können von den festgelegten Höhenbegrenzungen 
folgende Abweichungen zugelassen werden: 

a) zur Anordnung einer Attika und zur Herstellung einer Dachbe­
grünung um max. 0,50 m 

bl für notwendige technische Einrichtungen 
(u. a. Treppenanlagen, Maschinenräume, Be- und Entlüftungs­
anlagen) um max. 3,50 m 

Oie Festlegung der Geländeoberfläche erfolgt 1m Baugenehmigungsc 
verfahren. Den Baugenehmigungsunterl agen sind beglaubigte Gel i'!nde­
profile beizufügen. 

8. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 2 Nr. 11 BauGB) 

Die entsprechend im Lageplan dargestellten Flächen sind wie 
fol gt zu nutzen: 

a) Mischverkehrsfläche im Bereich der Pfadstraße 

Oie Verkehrsfl äche dient sowohl dem Fahrverkehr für die An­
l ieger als auch dem Fußgänger- und Radverkehr. 
Besondere gesta 1 teri sehe Maßnahmen und Höb 1 i erungen im Zusam­
menhang mit dem Nutzungszweck sind zul~ssi g . 

b) Rad- und Fußwegverbindung zwi schen Graf-Leutrum-Straße und 
Rön tgenst raße 

Die Fläche dient ausschließlich dem Fußgänger- und Radverkehr. 

c ) Feldwege 

Die Flächen dienen ausschli eßlich dem 
Verkehr . Es handelt sich hierbei nicht 
lagen im Sinne von § 127 BauGB. 

1 and~1i rtschaf t 1 i chen 
um Erschließungsan-



9. Öffentl iche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr . 15 BauGB) 

Oie im Osten des Bebauungsplangebietes festgesetzten öffentlichen 
Grlinstrei fen dienen der Ortsrandgesta 1 tung gegenüber der Fe 1 dl age. 
Für diese öffentlichen Grünflächen sind besondere Pflanzgebote 
festgesetzt (siehe Nr. 11.1- pfz 3 des Textteiles) . 

10. Mit Leitungsrechten zu belastende Fl ächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Oie 1m Bebauungsplan ausgewiesenen Leitungsrechte fUr die Allgemein­
heit oder den Versorgungsträger dienen zur Einlegung und Unter­
haltung von Ver- und Entsorgungs 1 eittmgen. 

11. Pf lanzgebot und Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr . 25 BauGB) 

11.1 Pflanzzwang (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

.. . '' 

pfz 1 ; Pflanzzwang für Einzelbäume _ent lang der öffentlichen 
Verkehrsfläche im Verkehrsgrün . Es sind großkronige 
hochwachsende Bäume anzupflanzen und dauernd zu unter­
halten. 
A 1 s Baumarten dUrf en nur standortgemäße Laubbäume 
verwendet werden wie Spitzahorn, Pl at .ane. Robinie. 
Obsthochstämme. 

pfz 2 = Pflanzzwang entlang den Erschließungsstraßen. 
Oer 3 m breite Ge 1 ändestrei fen ist a 1 s Anpfl anzungs­
fläche festgesetzt . In diesem Pflanzstreifen ist 
mindestens alle 15 m ein hochkroniger Laubbaum mit 
einer Pflanzfläche von mindestens 3 m x 3 m unter 
Berücksichtigung nachbarrechtlicher Abstände zu 
pflanzen und dauernd zu unterhalten. 
Der Pflanzstreifen kann durch Zufahrten und Stell­
plätzen unterbrochen werden. 

A 1 s Baumarten dürfen nur standortgemäße Lelubbäume 
verwendet werden wie Spitzahorn, Platane und Robinie. 

pfz 3 = Pflanzzwang für Hecken- und Gehölzpflanzung. 
Die festgelegten Fl~chen sind mit heimischen stand­
ortgerechten Feldhecken sowie mit Laubgehöl ~en zu 
bepflanzen und dauernd zu unterhalten. 

werden: 
l)guster- sch u. a. sowie Birken, 

pfz 4 ; Pflanzzwang fUr Stellplätze 
Pro 10 angelegte Ste 11 p 1 ätze ist mindestens 1 groß­
kroni ger hochwachsender Baum anzupflanzen und d<luernd 
zu unterha 1 ten. Seine Pflanzfläche muß mindestens 
3m x 3m betragen. 
Als Baumarten dürfen nur standort u aume 
wie Spitzahorn, Robinie und Platane er~Eii&IGT 



11.2 Pflanzbindung § 9 Abs. 1 Nr . 25 b B~uGB) 

(Erhaltung von Bäumen und Sträuchern) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind 

-
REGIEIUNGSI'WIDIUI 

STIJTTGAIT 
0 5. APR. 1989 

Stammdurchmesser von mindestens 0,25 m gemessen 1 m über dem Soden, 
zu erha 1 ten, sofern nicht andere Festsetzungen des Bebauungsp 1 anes 
entgegenstehen. Auf die Baumschutzverordnung vom 24.02.1986 
wird verwiesen . 

12. Flächen f Ur Aufschüttungen, Abgrabungen und StUtzmauern zur Her­
stellung des Straßenkörpers (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

12.1 Böschungen und Stützmauern, die zum Ausgleich der Höhenunterschiede 
zwi sehen den Baugrundstücken und den öffent liehen Verkehrsflächen 
erforderlich sind (Straßenböschungen), können auf den Baugrund­
stücken angelegt werden und sind dort zu dulden. Sie sind Bestand­
teil der Verkehrsanlagen, nicht jedoch der verkehrsflächen. Ist 
in der Planzeichnung nichts anderes festgesetzt, so gilt ein, die 
öffentlichen Verkehrsflächen begleitender 1 m breiter Grundstücks­
streifen als Fl äche für die Aufschüttungen und Abgrabungen zum 
Ausgleich topographischer Unebenheiten. 

12.2 Oie Eigentümer der Baugrundstücke dürfen zur Verkürzung der Straßen­
böschungen auf eigene Kosten Stützmauern (nur in Sichtheton, Mauer­
werk oder Ho 1 z) errichten, die nicht Bestandteil der Verkehrsan-
1 agen sind.· Stützmauern sind bis zu einer Höhe von max. 1, 0 m 
zulässig. 

12.3 StUtzfundamente, die beim Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen 
zur Abgrenzung zwi sehen öffent 1 i chen Verkehrsfl !Iehen und privaten 
Grundstücksflächen erforderlich werden, sind auf den privaten 
GrundstUcksflächen bis zu einer Breite von 0,50 m zu dulden. 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB, § 73 LBO) 

1. Dachgestaltung (§ 73 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Firstrichtung 

Die Dachfirste sind parallel zu der im Lageplan festgelegten 
Stellung der baulichen Anlagen zu erstellen. 



1.2 Dachform, Dachneigung 

!.3 

2. 

2.1 

z.z 

al Mischqebiet (Mi) 

Innerhalb des Mischgebi etes si nd für die Gebäude mit Ausnahme 
der Goragen nur Sattel- oder versetzte Satte·ldächer mit einer 
Dachneigung von mindestens 30° zulässig. 

b) Gewerbegebiet (GE und GEE) 

Innerhalb der Gewerbegebiete sind zulässig: 

- Satteldächer mit einer Dachneigung von 15" - 30° 

-Flachdächer mit einer Neigung bis zu 5". 
Ole F lac!ldächer sind vol\ständ\9 als ~rünte Dachflächen aus­
zubauen und dauernd zu unterhalten. 

- Sheddächer , 
Sheddacher können nur ausnahmsweise z~gelassen werden, wenn 
es die besondere Betriebsform erforder t. t 
Sofern zwischen den Sheddächern Flachda hbereiche mit mehr al s 
2 m Breite entstehen, sind diese F l ~ lidachteile vollfl ächig 
als begrünte Dachflächen auszubauen und ~auernd zu unterhalten . 

Dachdeckung: 

Als Dachdeckung sind bei geneigt~ Dächern nur Ziegel - u . " " 
Betondachsteine bzw . Zement schie, erplatten in roten bis ~1ft 
rotbraunen Farbtönen zulässig. Zusätzlich sind Zement- 1 ~ • 

faserplat ten , Trapezbleche (auch Falzdächerl und Dach- ~~· 
schindeln zulässig, unteL der Bedingung, daß sie sich 
durch entsprechende Beschichtung bzw. Farbgebung den vor­
genannten Materialien angleichen. 

Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 73 Abs . 1 Nr. 1 LBO) 

Oie Gebäudeaußenfassaden sind mit hel len erdgebrochenen Farbtönen 
auszuführen. Auff äl lig hervortretende Farbtöne sowie glänzende und 
spiegel nde Oberfl~chen sind nicht zugelassen. 

Oie Gebäudeaußenfassaden gegen die freie Feldlage - angrenzend an 
die Straße A, den feldweg 118211 sowie die Flurst ücke 1083 und ~938 
- sind zu 30 S der Fassadenfläche (ohne Fensterfläche) mit Rank-
und Kletterpflanzen zu begrünen. 



3. Werbeanlagen {§ 73 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 LBO) 

Werbeanlagen sind genehmigungspflicht1g. 
Werbeanlagen dürfen nicht großflächi g ausgeführt werden und dUrfen 
nur am Ort der Leistung erstellt oder angebracht werden. 

4. Antennen {§ 73 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

141!hr als 1 Antenne auf einem Gebäude ist unzulässig. 

' 
5. Freileitungen (§ 73 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Alle der Versorgung des Gebietes dienenden Leitungen sind unterir­
disch zu vorle9en. 

6. Einfriedigungen (§ 73 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Einfr1 edigungen entlong öffentlicher Verkehrs- und GrUnfl ächen sowie 
der Grundst ücksgrenzen sind nur zul ässig: 

a) als Heckenpflanzung 

b) als Draht- oder Stahlgitterzaun mit vollflächiger Begrünung 
durch Rankpflanzen. 

c) als Sichtschutzwand aus Holz oder 1-\auer.~erk mit ~onfläcMger 
BegrUnunq durch Klet terpflanzen. 
Ihre Höhe darf dabei höchstens betragen: 
-1m Mischgebiet (Mi) 1,2 m 
- im Gewerbegebiet (GE, GEEl 1,8 m 
jeweils gemessen Ober OK der Verkehrsfläche bzw. der festgelegten 
Geländeoberfläche. 

Bei Zäunen und Sichtschutzwänden ist ein Abstand von mindestens 
0, 5 m zur Grenze der öffent 1 ichen Verkehrsfläche einzuhalten, damit 
die Zaunaußenseite ebenfalls begrUnt wird. 

7. Gestaltung der unbebauten Grundstücksfl ächen 
(§ 73 Abs. 1 Nr . 5 LBO) 

Von den Baugrundstücken ist eine Fläche von mindestens 10 ,; der maß­
gebenden GrundstUcksflllche a 1 s unvers1ege 1 te offene Grünfl ät"" gärt­
nerisch antulegen und dauernd zu unterhalten. 

8. Gestaltung der Plätze fOr Abfallbehäl ter (§ 73 Abs. 1 Nr. 5) 

Standplätze für Abfal 1- I Müllbehälter sind durch Bepflanzung von 
öffentlichen Straßen und Wohnungen abzuschirmen. * Ä·nderung der textlichen Festsetzungen durch 

Gemeinderatsbeschtun vom 21.12.1988 


